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Die Armen sollen zahlen! Alle sollen mehr Steuern zahlen,
heißt es plötzlich angesichts lee-
rer Kassen, auch die Reichen sol-

len ran! Die sogenannte  Reichensteuer ist
ein Zuschlag von drei Punkten auf den Ein-
kommensteuerspitzensatz von 42 Prozent
für das zu versteuernde Einkommen ober-
halb von 250.000 € - also nicht eine gene-
relle Anhebung des Spitzensteuersatzes
von 42 Prozent auf 45 Prozent, sondern
nur für den Teil über die 250.000 €. Sie gilt
außerdem nur für Privateinkommen, alle
gewerblichen und unternehmerischen Ge-
winne werden davon ausgenommen. Da-
mit schrumpfen die erwarteten Einnahmen
von 1 Milliarde auf ca. 350 Mio. € (laut
Handelsblatt vom  3.5.06). Lächerlich also
angesichts der Einnahmen durch Kürzun-
gen bei der Pendlerpauschale, beim Kin-
dergeld, beim Sparerfreibetrag u.a. Maß-
nahmen, die den kleinen Mann und die
kleine Frau betreffen. Da werden insgesamt
etwa 4 Milliarden Euro erwartet. Von der
Mehrwertsteuer ganz zu schweigen, die
allein 23 Milliarden bringen soll.

Und gar nicht erwähnt wird in diesem
Zusammenhang in der Presse, was in den
Jahren zuvor geschah. Der Spitzensteuer-
satz wurde von 53 Prozent 1998 auf 42 Pro-
zent ab 2005 gesenkt. Für einen Einkom-
mensmillionär hieß das eine Entlastung
von 100.000 € im Jahr. Jetzt soll ein klitze-
kleiner Teil zurückgeholt werden davon.

Der Spitzensteuersatz muss wieder rauf
für hohe Einkommen - das wäre die rich-
tige Reichensteuer! Und auch mit den
Steuergeschenken für die Konzerne muss
Schluss sein!

Die Reichen sollen zahlen - der Kampf
dafür wäre ein erster Schritt, um diesem
Wahnsinn ein Ende zu bereiten.

                                           Gwendolin

Der internationale Terrorismus als
nützlicher Vorwand

Die Angriffe auf das World Trade Cen-
ter am 11.9.2001 werden gerne als Beispie-
le für die neue Bedrohungslage hergenom-
men. „Er könne nicht tatenlos zusehen,
wenn ein Flugzeug etwa auf ein voll be-
setztes Stadion gesteuert werde“ zitiert die
SZ den sogenannten Verteidigungsminis-

Die CDU/CSU, allen voran Herr Schäuble, sieht eine „neue Bedrohungslage“, an
die der „Verteidigungsbegriff des Grundgesetzes“ (Schäuble in einem Interview mit
der SZ vom 8./9.4.06) angepasst werden muss. Für die Bundeswehreinsätze zur
„Verteidigung deutscher Interessen“ überall auf der Welt wurde der Verteidigungs-
begriff längst entsprechend umdefiniert, ohne sich der Mühe einer Grundgesetz-
änderung zu unterziehen. Dort steht immer noch, dass der Verteidigungsfall festge-
stellt wird, wenn „das Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird oder ein
solcher Angriff unmittelbar droht.“  Doch nun sollen deutsche Interessen offensicht-
lich auch im Inneren durch das Militär „verteidigt“ werden.

ter Jung (13./14.5.06). In dem nun vorge-
legten Entwurf eines sicherheitspolitischen
Weißbuches heißt es deshalb, dass die Ge-
fahren des internationalen Terrorismus bei
der Abfassung des Grundgesetzes nicht ab-
sehbar gewesen seien - also muss es geän-
dert werden. Es stört die Herrschaften
dabei überhaupt nicht, dass sie den Ein-

Fortsetzung auf Seite 2

Damit „die Welt

bei Freunden zu

Gast“ den rech-

ten Eindruck

vom heutigen

Deutschland

gewinnt, sollte

man keine Prü-

gelnazis zeigen,

sondern Leute

wie mich z.B.

In dieser Ausgabe:

Öffentlichter Dienst: ein Resumee
nach 14 Wochen Streik .................. 2

Neues aus der MAN: ein Rekordergeb-
nis nach dem anderen ................... 4

Neonazis rüsten zur Fußball-Weltmeis-
terschaft - die Politik schaut zu ......... 6



230.5.2006

Dennoch kann der Verhandlungsfüh-
rer der Länder, der niedersächsische Fi-
nanzminister Möllring (CDU), triumphie-
ren, ver.di habe sich in allen Fragen be-
wegt. Die Arbeitszeit, der Knackpunkt der
Verhandlungen, wurde im Schnitt auf
39,22 Stunden ausgedehnt. Aber es gibt
keine einheitliche Arbeitszeit mehr für alle.
Sie ist nach Ländern differenziert, im
Durchschnitt zwischen 38,7 in Schleswig-

ZUM VER.DI-STREIK

Abschluss nach 14 Wochen Streik
Es ging nicht um einen begrenzten Tarif-
konflikt, sondern um einen Generalan-
griff auf uns alle. Die öffentlichen Arbeit-
geber wollten die 40-Stunden-Woche für
die Beschäftigten der Länder durchset-
zen und damit erklärtermaßen den Vor-
reiter für eine generelle Arbeitszeitver-
längerung machen. Das ist ihnen nicht
geglückt dank der enormen Streikbereit-
schaft vieler Kolleginnen und Kollegen,
die 14 Wochen ausharrten oft bis zur
Grenze ihrer persönlichen Belastbarkeit.
Streik heißt schließlich nicht Urlaub, son-
dern Aktion!

satz des Militärs im Inneren schon zu Zei-
ten gefordert hatten, als diese Gefahren
ebenfalls nicht absehbar waren. So hat die
CDU bereits in den 60iger Jahren den Ein-
satz der Bundeswehr im Inneren gefordert
und schließlich in Form der Notstandsge-
setze mit Hilfe der SPD in der damaligen
großen Koalition gegen heftigen Wider-
stand auch durchgepeitscht. Damals wur-
de der Einsatz der Streitkräfte unter ande-
rem zur „Bekämpfung organisierter und
militärisch bewaffneter Aufständischer“
ermöglicht. Allerdings muss dazu im Bun-
destag und Bundesrat erst einmal der Not-
stand festgestellt werden. Das war lange
vor dem 11.9.01. Schäuble hat dann 1993
erneut den Einsatz der Bundeswehr im
Inneren gefordert, allerdings ohne dass
dazu der Notstand festgestellt werden
muss, sozusagen als Normalität. Schon
damals erklärte er, dass die Grenzen zwi-
schen äußerer und innerer Sicherheit nicht
mehr eindeutig zu definieren seien, was
nun in dem sicherheitspolitischen Weiß-
buch wieder auftaucht: Die bisher gültige
Trennung zwischen innerer und äußerer Si-
cherheit müsse überdacht werden, heißt es
dazu (SZ 13./14.5.06). Mit den Selbst-
mordanschlägen konnte das damals jeden-
falls nicht in Zusammenhang gebracht

werden. Doch der Bevölkerung soll nun
angesichts der zum Jahrhundertereignis
hoch geputschten Fußballweltmeister-
schaft die Angst vor irgendwelchen An-
schlägen eingetrichtert werden, um die
Diskussion der Bundeswehreinsätze im
Land voranzutreiben und erneut den Bo-
den für eine Grundgesetzänderung frucht-
bar zu machen. Gleichzeitig wird der Ein-
satz der Bundeswehr bei der WM geplant
- ohne irgendeine Grundgesetzänderung.
So ist die Überwachung des Luftraumes
mit Awacs-Aufklärern längst beschlossen
und mit der NATO abgesprochen. 7.000
Soldaten werden während der WM im Ein-
satz sein, alles im Rahmen des Grundge-
setzes und der dort „möglichen Amtshilfe
und Hilfe bei Katastrophen“, wie Schäub-
le und Co. behaupten. Schließlich müssen
wir daran gewöhnt werden an die „Bun-
deswehr im Einsatz“, wie sie der Kriegs-
minister, der selbstverständlich keine Krie-
ge organisiert, sondern nur die Verteidi-
gung deutscher Interessen, in seinem Weiß-
buch sieht.
Zurück zur deutschen Normalität

Es geht also letztendlich nicht um den
Schutz der Bevölkerung vor Anschlägen,
die das Militär ja auch gar nicht verhin-
dern könnte. Es geht darum, auch innen-
politisch die letzten militärischen Be-
schränkungen los zu werden, die dem
deutschen Imperialismus nach den grau-
samen Verbrechen des faschistischen deut-
schen Reiches auferlegt worden sind. Den

deutschen Militarismus auszurotten - das
war eine wesentliche Forderung nicht nur
der alliierten Siegermächte nach dem
Zweiten Weltkrieg, sondern auch der Ar-
beiterbewegung und aller fortschrittlichen
Kräfte hier im Land. Nun soll auch innen-
politisch zurückgekehrt werden zur deut-
schen Normalität vor 1945. Militär auf den
Straßen, wie im Kaiserreich, der Weima-
rer Republik und im Faschismus zum
Schutze der deutschen Interessen. Und
diese bedeuten an erster Stelle, das wird
uns heute tagtäglich eingebläut, dafür zu
sorgen, dass die Maximalprofite von Sie-
mens, MAN, Daimler, Deutsche Bank, Eon
und wie sie alle heißen, sprudeln sollen.
Dazu müssen außenpolitisch Absatzmärk-
te und Rohstoffe „verteidigt“ und innen-
politisch die Quelle ihrer Profite abgesi-
chert werden: die Ausbeutung der Arbei-
ter und Angestellten. Länger und billiger
arbeiten bei gleichzeitiger Reduzierung der
Beschäftigten, Gesundheits- und Renten-
kosten kürzen, Hartz IV nochmals zusam-
menstreichen usw., das ist es, was sie für
uns bereit halten. Die Herrschaften planen
jetzt schon für den Tag, an dem sich die
Arbeiter das nicht mehr gefallen lassen.
Dann soll auch wieder Militär bereit ste-
hen und sei es erst mal auch nur, um die
„lebensnotwendige Infrastruktur zu ge-
währleisten“, wie in dem Weißbuch steht
– gegen streikende Arbeiter.

Mischen wir uns also ein, gegen den
Einsatz der Bundeswehr im Inneren!    gr
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Holstein und 39,73 in Bayern. Durch die-
se Regelung soll auch die Möglichkeit der
Übertragung auf die Kommunen ausge-
schlossen sein (Umgehung der sog. Meist-
begünstigungsklausel). In Ostdeutschland
wird weiterhin 40 Stunden gearbeitet. Da-
mit kann man nicht mehr von einem ein-
heitlichen Flächentarifvertrag reden. Au-
ßerdem wird noch zwischen den Gehalts-
gruppen unterschieden: für manche Berei-
che bleiben die 38,5 Stunden, für „Besser-
verdienende“ nicht. Das mag viele von uns
freuen, gelten doch die 38,5 vor allem für
die weiter, die gestreikt haben: Bühnenar-
beiter, Beschäftigte der Unikliniken, Arbei-
ter der Straßenmeistereien, Kolleginnen
und Kollegen in Schichtarbeit z.B. Deshalb
gibt es von ihnen auch eine große Zustim-
mung und Begeisterung über das Ergeb-
nis. Dennoch ist diese Differenzierung
schlecht für weitere, schon jetzt absehba-
re Arbeitskämpfe, sie spaltet die Beleg-
schaften.

Auch beim Urlaubs- und Weihnachts-
geld, das die Länder ganz streichen woll-
ten, wurden Jahressonderzahlungen ver-
einbart, die in Zukunft nach Entgeltgrup-
pen gestaffelt sind. Zum einen ein Erfolg,
zum andern ebenfalls Vertiefung der Spal-
tung.

Das wichtigste Streikziel, die Vereini-
gung der Arbeiterklasse, um für weitere
Auseinandersetzungen mit Regierung und
Kapital besser gerüstet zu sein, wurde völ-
lig außer acht gelassen, im Gegenteil, die
Spaltung durch den TVöD noch weiter
geführt.

Deshalb geht der Abschluss prinzipiell
in die falsche Richtung. Und auch die Ver-
längerung der Arbeitszeit muss sich die ver-

zogen werden, die noch nie gestreikt ha-
ben. Es wurden viele neue Mitglieder ge-
wonnen. Viele Gewerkschafter haben
durch die Auseinandersetzung begriffen,
dass Verzicht die Arbeitgeber nicht besänf-
tigt, dass nur unser Widerstand sie im
Zaum halten kann. Es wurden gesell-
schaftspolitische Debatten geführt, z.B.
warum der Staat kein Geld hat, wie er sich
selber arm macht, um dann bei den Arbei-
tern und Angestellten zu sparen. Dieser
Streik führte zu einem höheren Bewusst-
sein bei vielen Kolleginnen und Kollegen,
die nun einbezogen werden wollen in die
gewerkschaftlichen Entscheidungen.

Sie werden v.a. darauf drängen müssen,
dass die Tarifrunden in den verschiedenen
Bereichen des öffentlichen Diensts und bei
ver.di insgesamt besser aufeinander abge-
stimmt werden, damit nicht jeder Bereich
auf sich alleine gestellt ist. Angesichts der
Bedrohung durch weitere scharfe Angriffe
muss der Schulterschluss sogar noch wei-
ter gehen. Die Gewerkschaften werden in
Zukunft nur noch durch gemeinsame
Kämpfe in der Lage sein, die Lebens- und
Arbeitsbedingungen der Arbeiterklasse zu
sichern.

Das ist der Weg, den ver.di gehen muss.
Dann kann am Ende eine Organisation
dastehen, die nicht mehr auf Sozialpart-
nerschaft und Stellvertreterpolitik, sondern
auf die Kampfbereitschaft  ihrer Mitglie-
der setzt.                                  Gwendolin

Der Aufmarsch eines Häufleins von zwei Dutzend Neonazis am 8. Mai auf dem Platz
vor der Oper wurde von  mehreren Hundertschaften Polizei geschützt. Einige Hundert
Antifaschisten protestierten gegen ihre Hetze. Sie wurden von den Streikenden der staat-
lichen Theater unterstützt, die ein 20 m langes Transparent entrollten mit der Aufschrift
„Antifaschistische Streikposten“ (s. Bild).

di-Führung selbst auf die Fahne schreiben:
dass im Länderbereich fast allein gekämpft
werden musste, wo ver.di mitgliedermäßig
ganz schwach ist, ist die Konsequenz des
nicht geführten Streiks zum TVöD (Tarif-
vertrag öffentlicher Dienst), der im Okto-
ber 2005 den BAT ablöste. Die ver.di-Ver-
handlungsführer glaubten damals, durch
weitgehende Zugeständnisse einem Ar-
beitskampf aus dem Wege gehen und wei-
tere Privatisierungen verhindern zu kön-
nen. Sie gaben sich der Illusion hin, einen
„sozialen“ Tarifpartner vor sich zu haben.
Doch schon seit den 90er Jahren liefen Be-
strebungen für ein Roll-back bei der Ar-
beitszeit. Es war klar, dass die Zeiten von
fast kampflos erreichten Zugeständnissen
auch im öffentlichen Dienst vorbei sind.
Die Länder hatten bereits angekündigt,
den TVöD nicht unterschreiben zu wol-
len.

Mindestens bei der Öffnungsklausel für
die Kommunen, die sie berechtigt, die 40-
Stunden-Woche einzuführen, hätte für
ver.di die Schmerzgrenze erreicht sein
müssen. Sie besagt, dass ein Abschluss bei
den Ländern ohne weitere Verhandlungen
auf den Bund und die Kommunen über-
tragen werden kann. Damals hätte ver.di
noch in Bund, Ländern, Gemeinden so-
wie im öffentlichen Nahverkehr gemein-
sam streiken können, hätte ein viel größe-
res Druckpotential gehabt.

Im Bereich der Kommunen folgten die
öffentlichen Arbeitgeber von Hamburg,
Niedersachsen und Baden-Württemberg
der Einladung zur Arbeitszeitverlängerung
auf dem Fuße, sie kündigten den TVöD
sehr bald nach dem Abschluss! Auch hier
konnte die Arbeitszeit von 38,5 Stunden
nicht gehalten werden, doch das Ergebnis
ist besser als bei den Ländern, weil ver.di
in den Gemeinden wesentlich stärker ist
und der Streik massivere Auswirkungen
hat (man denke nur an die Müllabfuhr!).
Ver.di vermied in Baden-Württemberg  die
Spaltung und vereinbarte einheitlich 39
Stunden.

Trotzdem wurde mit dem Streik eini-
ges erreicht. Es konnten Bereiche einbe-
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-Quiz
Was ist „sozialistischer Fußball“?

A: Fußball in der DDR
B: brasilianischer Fußball
C: Vorläufer des 4-2-4-Systems
D: eine Erfindung der

Auf Draht-Redaktion

Auflösung auf Seite 4
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… lässt die Aktionäre jubeln. Der In-
ternet-Börsendienst „finanzen.net“

meldete am 19. Mai 2006 anlässlich der
Hauptversammlung „MAN ... bestätigt
Prognose“ - und prompt stieg der Kurs der
Aktie weiter. Die MAN-Aktionäre gehören
zu den Gewinnern.

Der 1. Quartalsbericht des Gesamtkon-
zerns vermeldet im Quartalsvergleich 2006
zu 2005 (jeweils von Januar bis März) ein
Plus nach dem anderen: Steigerung des
operativen Ergebnis um 78 Prozent von
121 Mio. auf 215 Mio. Das Ergebnis vor
Steuern wurde von 100 Mio. auf 204 Mio.
mehr als verdoppelt.

Die Steuerzahlungen wurden natürlich
nicht verdoppelt. Zahlte man 44 Mio. im
I. Quartal 2005, so sind es nun lediglich
50 Mio. Da bleibt einem die Spucke weg,
wenn angesichts solcher Fakten der Fi-
nanzminister von wettbewerbsfähigen
Steuersätzen für Kapitalgesellschaften
spricht, damit diese endlich investieren
können. Es ist doch offensichtlich, dass
große Teile des Gewinnes herausgerechnet
und somit gar nicht besteuert werden.

33.888 Kollegen im Nutzfahrzeug-Be-
reich erarbeiteten 62 Mio.  von Januar bis
März 2005, 33.567 Kollegen in den Ver-
gleichsmonaten 2006 dann 119 Mio. – dies
entspricht einer gesteigerten Ausbeutung
von 194 Prozent. Doch Samuelsson (Kon-
zernchef) und Weinmann (Nutzfahrzeuge-

NEUES AUS DER MAN:

Das Ergebnis unserer
Hände Arbeit …

200 müssen raus bei
Siemens in der Martinstraße!

Die Kollegen der Com-Sparte in der
Martinstraße sind von Abbau bedroht.
Hier sollen 200 von insgesamt 1.100
Arbeitsplätzen der Sparte wegfallen.
Es ist zwar zu erfahren, dass es keine
betriebsbedingten Kündigungen geben
soll. Aber „das Mobbing läuft“, wie
ein Kollege das ausdrückte.
Angeblich will Siemens die Verhand-
lungen mit dem Gesamtbetriebsrat füh-
ren, weil dort weniger Widerstand als
vom örtlichen Betriebsrat zu erwarten
ist. Dem Konzern steckt wohl noch der
Schreck in den Gliedern, den ihm die
Kollegen zusammen mit dem Betriebs-
rat in der Hofmannstraße eingejagt ha-
ben, als sie um ihre Arbeitsplätze
kämpften.                                      krn

Kurz & bündig
Unverschämte Telekom
Die Telekom hat im vergangenen Jahr
ihren Gewinn auf 5,6 Milliarden Euro
gesteigert und damit nahezu vervier-
facht. Alles mit immer weniger Kollegen
- man merkt’s beim Service. Es gibt eine
Rekorddividende, die um 16 Prozent ge-
steigert wurde.
Aber für die Beschäftigten soll nichts drin
sein, lediglich eine Einmalzahlung von
730 Euro und ein aktienbezogenes
„Mitarbeiterbeteiligungsprogramm“,
und das auch nicht für alle der 110.000
Kolleginnen und Kollegen. Weiter sol-
len die Pausen nicht mehr in vollem
Umfang bezahlt werden. Ver.di bezeich-
net dieses „Angebot“ zu Recht als Pro-
vokation und fordert 6 Prozent mehr
Geld, was angesichts der Gewinne
sogar noch zu bescheiden ist.
Dafür sind auch in München die Tele-
kom-Kollegen in den Warnstreik getre-
ten.

Sicherheitswahn
Die Fußball-WM treibt den bundesdeut-
schen Sicherheitswahn in ungeahnte Hö-
hen. Die Berliner Polizei darf inzwischen
vorbestraften Hooligans den geneti-
schen Fingerabdruck abverlangen. Fuß-
ballfans, wo bleibt euer Aufschrei?
Denn bei den Hooligans wird’s nicht
bleiben. Das wird erst der Anfang sein!
Bald wird jedem Stadionbesucher ein
Gentest abverlangt, vorsichtshalber.
Außerdem wird es langsam Zeit für die
komplette Videoüberwachung! Die An-
fahrtswege und die Fan-Treffs könnte
man gleich miterfassen. Und Arbeitsplät-
ze schafft das doch auch. So viele Men-
schen könnte man mit der Überwachung
beschäftigen. Und wer randaliert, bei
dem schließt sich gleich eine automati-
sche Fußfessel. Und wer dann noch nicht
zu bändigen ist, den werden die Jungs
von der Bundeswehr abschleppen, er
könnte ja ein Terrorist sein. (Letzteres ist
kein Scheiß - der Einsatz der Bundes-
wehr ist schon beschlossen, s. Artikel
Seite 1).

Neue Tarnung
Die Münchner Neonaziszene hat sich
zur „Bürgerbewegung Pro München –
patriotisch und sozial“ zusammenge-
schlossen. Unter diesem Namen planen
sie, zur Kommunalwahl anzutreten.
Auch das CSU-Mitglied Thomas S. Fi-
scher beteiligt sich (von einem Aus-
schlussverfahren ist nichts bekannt). Also
aufgepasst! „Pro München“ hat nichts
mit Bürgerbewegung, aber viel mit brau-
nem Sumpf zu tun!

Boss) ist dies nicht genug. So kündigte
Weinmann Personaleinsparungen von 100
Mio. bis spätestens 2007 an, dazu weitere
50 Mio. durch Rationalisierungsmaßnah-
men. Wie „finanzen.net“ am 19. Mai mel-
dete, sollen dazu im Sommer wieder Ge-
spräche von Vorstand und Betriebsrat

stattfinden. In welche Richtung der Vor-
stand will, dürfte auch klar sein: 40-Stun-
denwoche ohne Lohnausgleich. Zumin-
dest jammern die Herren schon wieder
über die angeblichen Lohnkostenvorteile
der Konkurrenz.

Es wird ein heißer Sommer werden. In
den Werkshallen auf jeden Fall. Ob auch
in den Vorstandsetagen, liegt auch mit an
uns. Heizen wir den Herren ein mit einem
klaren „Nein“ zu mehr Ausbeutung.          rw

A) Falsch
B) Nicht verkehrt!
C) Richtig. Der ungarische Teamchef
Szebes entwickelte nach dem zweiten
Weltkrieg ein System, bei dem alle Spie-
ler die gleiche Last trugen und auf jeder
Position spielen konnten. Er nannte es
„sozialistischen Fußball“. Die ungarische
Mannschaft siegte damit glänzend, z.B.
über England 6:3.
Bela Gutmann, Mitglied des ungarischen
Trainerstabes, verbreitete in Brasilien
später das 4-2-4-System, das zum Merk-
mal der brasilianischen Weltmeister-Elf
von 1958 wurde.
D) Nein.

-Quiz
Auflösung:

Information
Das operative Ergebnis (auch Betriebs-
ergebnis) ist eine Kennzahl für die Dar-
stellung des Erfolges aus dem sogenann-
ten operativen Geschäft von Unterneh-
men und entspricht in der Regel dem Er-
gebnis vor Zinsen und Steuern (dem so-
genannten Ebit). Es ist ein Ergebnis der
Kosten- und Leistungsrechnung und zeigt
das Ergebnis der Produktion, eben ohne
Zinsgewinne bzw. -verluste und ohne
Steuerzahlungen.
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Nach langen Planungen und Bauarbeiten soll im Oktober endlich die U-Bahn bis zum
Universitätsgelände in Garching fertig werden und sorgt schon wieder für Streit. Nach
Vorstellung von TU-Präsident Herrmann sollen im neuen U-Bahnhof verdiente deutsche
Naturwissenschaftler und Technikpioniere mit Tafeln geehrt werden. Unter den 26 Wis-
senschaftlern befinden sich neben Albert Einstein und Max Planck auch die beiden
Flugzeugentwickler Willy Messerschmitt und Claude Dornier.
Beide bauten Flugzeuge für Hitler,  Messerschmitt vor allem die Jagdflieger aus der
Reihe ME, Dornier die Bomber DO 17 und DO 217. Beide beschäftigten Zwangsarbeiter
und KZ-Häftlinge.
Wie die von der TU beauftragten Historiker zu dem Schluss kommen, die Rüstungsbosse
hätten sich während des Zweiten Weltkriegs „nichts zu schulden kommen lassen“, wird
klar, wenn man weiß, dass beide von den Amerikanern nach dem Krieg schnell „entna-
zifiziert“ und wieder beschäftigt wurden. Man brauchte ja bald wieder Flugzeuge.
Doch diese Auffassung stößt auf Widerspruch, unter anderem beim Zentralrat der Juden
in Deutschland, dessen Vorsitzender sagte: „Es wäre eine Provokation und Beleidigung
aller Opfer der Nazi-Herrschaft, wenn diese Waffenproduzenten nun auf die geplante
Weise geehrt würden.“
Max Mannheimer, Präsident der Lagergemeinschaft Dachau wies darauf hin, dass im
KZ-Außenlager Mühldorf, in dem er selbst inhaftiert war, noch kurz vor der Befreiung
Tausende Sklavenarbeiter zu Tode gekommen seien bei Arbeiten für unterirdische
Produktionsstätten für Messerschmitt-Jagdflugzeuge. „Die Untertagebauten für die
Flugzeugproduktion waren die Orte mit den schlechtesten Lebens- und Arbeitsbedingungen
im Lagersystem.“ (SZ  23.5.06)
Nun will man die Gedenktafeln mit einem erklärenden Zusatz versehen. Hat die TU
keine besseren Vorbilder für ihre Studenten?

(aus: KONTRA! 3/06,Jugendzeitung der SDAJ)

TU München will Hitlers
Flugzeugbauer ehren
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Mit deutlichen Worten appellierte
selbst die Gewerkschaft der Polizei (GdP)
unlängst an die bundesdeutschen Gerich-
te, während der Fußball-Weltmeisterschaft
keine Demonstrationen von Neofaschis-
ten zu genehmigen. Nach Angaben des
GdP-Vorsitzenden Konrad Freiberg hätten
neonazistische Gruppen bereits fünf Auf-
märsche im Zeitraum der WM angemel-

NEONAZIS RÜSTEN ZUR FUSSBALL-WM

Politik verharmlost
geplante Aktivitäten

Dass die zur Fußball-WM ausgegebene PR-Parole „Die Welt zu Gast bei Freunden“
eine Verhöhnung der vielen Opfer rassistischer Alltagsgewalt in Deutschland ist,
dürfte kein großes Geheimnis sein. Dass die deutsche Politik, sich jedoch nicht ent-
blödet, sämtliche anlässlich der WM geplanten Aktivitäten neofaschistischer Grup-
pen zu verleugnen bzw. zu verharmlosen, stellt einen mittelschweren politischen
Skandal dar.

Auch in München haben die Nazis um den
gerichtsbekannten Norman Bordin eine De-
monstration unter dem Motto „Rückführung statt
Integration“ für den 1. Juli angemeldet. Ge-
ben wir den Nazis keine Chance - sorgen wir
für ein nazifreies München.

det. Aufgrund der „hohen Einsatzbelas-
tung“ während der WM, die am 9. Juni
beginnt, sei es jedoch für die Beamten nicht
zu leisten, die öffentliche Sicherheit rund
um die neofaschistischen Demonstratio-
nen zu gewährleisten, so Freiberg weiter.

Neben der NPD, die bereits am 10. Juni
in Gelsenkirchen aufmarschieren will, pla-
nen auch die militanten „Freien Kamerad-

schaften“ verstärkte Aktivitäten rund um
die Weltmeisterschaft. Insgesamt vier Auf-
märsche sind allein für den Zeitraum zwi-
schen dem 3. Juni und dem 25. Juli in Thü-
ringen angemeldet. Bereits am 3. Juni wol-
len die Neofaschisten unter dem Motto
„Bombenstimmung in Düsseldorf! - Vor
dem Spiel ist nach dem Spiel!“ in Düssel-
dorf aufmarschieren. Mit der Formulierung
„Bombenstimmung in Düsseldorf“ neh-
men sie dabei scheinbar bewusst Bezug auf
den bis heute ungeklärten Sprengstoffan-
schlag, der sich am 27. Juli 2000 am S-
Bahnhof Düsseldorf-Wehrhahn ereignete
und bei dem mehrere jüdische Migranten
schwer verletzt wurden.

Allein in der jüngsten Vergangenheit
waren verstärkt rassistische und neofa-
schistische Aktivitäten rund um die Stadi-
en beobachtet worden. So provozierten
beispielsweise am 1. April Chemnitzer
Fans Anhänger des FC St. Pauli, indem sie
diese als „Judensäue“ beschimpften und
Hakenkreuz-ähnliche Fahnen schwenk-
ten. Ebenfalls Anfang April hatte die neo-
faschistische NPD mit der Verbreitung ei-
nes WM-Planers für Aufsehen gesorgt. Auf
diesem war die rassistische Parole „Weiß -
nicht nur eine Trikotfarbe! Für eine echte
Nationalmannschaft!“ zu lesen. Zudem
spielte die neofaschistische Partei diesbe-
züglich auf den deutsch-afrikanischen Na-
tionalspieler Patrick Owomoyela an, da auf
dem Titelbild ein Trikot der deutschen Fuß-
ballmannschaft mit der Nummer 25, also
der Nummer von Owomoyela, zu sehen
war.

Während Antifaschisten vor einer deut-
lichen Zunahme rassistischer Gewalt wäh-
rend der Weltmeisterschaft warnen, sieht
die etablierte Politik jedoch scheinbar kei-
ne Notwendigkeit, die Neofaschisten ge-
zielt zu beobachten und die von ihnen ge-
planten Aktivitäten zu verhindern. Berlins
Innensenator Ehrhart Körting (SPD), sah
sich unlängst nicht in der Lage, Gerüchte,
wonach die NPD die Fußballmeile an der
Straße des 17. Juni in Berlin für ihre Zwe-
cke missbrauchen wolle, zu bestätigen.
Auch geplante neofaschistische Aktivitä-
ten, die gerüchteweise rund um das Spiel
Deutschland gegen Polen am 14. Juni in
Berlin stattfinden sollen, seien nicht be-
kannt. Antifaschisten wollen unterdessen
in verschiedenen Städten antirassistische
Notruftelefone einrichten, um Opfern ras-
sistischer Übergriffe schnell Hilfe leisten
zu können und den Nazis keinen Fußbreit
zu überlassen.

Markus Bernhardt
aus der UZ-Unsere Zeit vom 19.5.06
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